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Damit geht die Umverteilung
zu Gunsten der Reichen in eine
neue Runde.Bisher hatte sich die
Politik mehr oder weniger damit
begnügt,den Lohnanstieg bei Be-
schäftigten zu bremsen und die
Erhöhung bei den Beamten ge-
genüber den Tarifbeschäftigten
abzukoppeln. Kürzungen und
Streichungen erfolgten vorwie-
gend in den Randbereichen, zum
Beispiel bei der Beihilfe oder der
Kripo-Zulage. Jetzt geht es um
Eingriffe in die Substanz! Die
Fakten:Die Landesregierung will
das Weihnachtsgeld noch in 2003
auf 70% kürzen,ab 2004 soll eine
weitere Kürzung auf 50% erfol-
gen. Gleichzeitig soll das Weih-
nachtsgeld auf alle 12 Monate
verteilt werden.Das Urlaubsgeld
soll für die Polizei prinzipiell
gestrichen werden – weiterge-
zahlt würde nur noch bis zur
Besoldungsgruppe A 8, verbun-
den mit einer Kinderkompo-
nente. Die  Abgeordneten haben
für sich selbst besser gesorgt. Bei
ihren Bezügen wurde das Weih-
nachtsgeld schon vor Jahren auf

12 Monate umgelegt. Seither ist
es dynamisiert, blieb also bei
100%. Es soll auch im Rahmen
der für uns angestrebten Strei-
chungen NICHT gekürzt werden.
Die Kürzungen ab 2004 werden
vermutlich im Haushaltsgesetz
mit untergebracht. Die Haus-
haltsklausur des Kabinetts fand
am 9. September statt, am 8. Ok-
tober könnte das Haushaltsge-
setz eingebracht werden.Die ent-
scheidende Sitzung des Haus-
halts- und Finanzausschusses ist
für den 16. Dezember vorgese-
hen. Die Beschlussfassung des
Landtages könnte am 21. bis 23.
Januar erfolgen. Das normale
Haushaltsverfahren würde nicht
mehr ausreichen, die Kürzung
bereits für das Weihnachtsgeld
2003 durchzusetzen. Daher wird
die Kürzung wahrscheinlich  über
die Regierungsfraktionen einge-
bracht – mit dem „angenehmen“
Nebeneffekt,dass sich die Regie-

rung die gesetzlich vorgeschrie-
bene Anhörung der Gewerk-
schaften sparen kann. Hatte
Rheinland-Pfalz nicht im Bun-
desrat noch die Öffnungsklausel
abgelehnt? Die GdP hat sich
unmittelbar nach Bekanntwer-
den der Kürzungsvorschläge mit
DGB, ver.di, GEW und IG BAU
in Verbindung gesetzt. Bei der
Vorstandssitzung des DGB am
5. September wurden erste
Gegenmaßnahmen beschlossen.
Wir werden u. a. zum Ersatz der
Anhörung nach § 103 LBG auf
einer Anhörung durch das Par-
lament bestehen und dort unsere
Auffassungen erneut und deut-
lich zu Gehör bringen. Joachim
Mertes,Fraktionsvorsitzender der
SPD, hat den wichtigsten Stein-
bruch in einem Interview mit dem
Südwestrundfunk benannt: „Die
Haushalte fliegen uns um die
Ohren. Die Personalkosten sind
mit 43,5% unser größter Ausga-
benposten und dort muss einge-
spart werden.“ Wir halten diese
Politik für fatal. Fatal für die
betroffenen Menschen und glei-

chermaßen fatal für die Wirt-
schaft. Es zeigt, welche Auswir-
kung die kurzsichtige „betriebs-
wirtschaftliche“ Ausrichtung auf
uns alle hat.Die Daten des statis-
tischen Bundesamtes belegen,
dass der Export boomt. Wir
haben kein Problem mit dem
Außenhandel. Unsere Löhne
(und die Abgaben der Unter-
nehmen) sind nicht zu hoch. Den
kleinen Leuten wurde in den letz-
ten Jahren immer mehr an ihrem
Reallohn entzogen. Die zum Teil
unverschämten Preiserhöhungen
im Zuge der Einführung des Eu-
ro, etwa bei den Gastronomen,
führten zu weiteren Umsatzein-
brüchen. Und Politiker jedweder
Couleur predigen den Leuten,
dass der Staat sie in widrigen Le-
bensumständen und im Alter
nicht mehr schützen könne.Wenn
das kein Aufruf zum Konsum-
verzicht und zu verstärkten Spar-
anstrengungen ist! Die Politik
kann noch so viel Geld von unten
nach oben umverteilen: Das
schafft vielleicht Arbeitsplätze in
den Urlaubsländern der Begü-
terten, aber nicht hier bei uns. Es
ist Zeit für einen Politikwechsel!
Der Mensch muss wieder im Mit-
telpunkt des politischen und wirt-
schaftlichen Handelns stehen! Da
bin ich, wer hätte das gedacht,
ganz einer Meinung mit unserem
Mainzer Kardinal Lehmann.

Euer Ernst Scharbach
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Die von der Landesregierung beabsichtigte Streichung des Urlaubsgeldes und die Kürzung des Weih-
nachtsgeldes greifen tief in die Besoldung ein. Bei unserem „Eckmann“ (A 11, verheiratet, 2 Kinder)
beträgt die Kürzung 3,26%. Eintausendvierhundertsechzehn Euro weniger! Das ist ein dicker Brocken!

Die Rechnung aus Sicht des
Arbeitgebers ist recht einfach.
Nach ersten Schätzungen der
Gewerkschaften beträgt der
Einspareffekt auf Seiten des
Landes etwa 150 Millionen
Euro. Diese Ausgabenkürzung
reicht aber bei weitem noch
nicht aus, um die Steuerausfälle
aufzufangen, die die Bundesre-
gierung durch das Vorziehen
der 3. Stufe der Steuerreform
von 2005 auf 2004 verursacht.
Das Land muss mit Minderein-
nahmen von 350 Millionen Euro
rechnen. Wo die restlichen 200
Millionen herkommen sollen,
weiß noch keiner zu sagen.

Die Rechnung aus Sicht der
Arbeitnehmer ist genauso ein-
fach: Unser Eckmann, Haupt-
kommissar in A 11, verheiratet
und 2 Kinder, verdient brutto
3385,69 Euro. Das Weihnachts-
geld in Höhe von 84,29% betrug
2853,80 Euro.Bei einer Kürzung
um 34,29 Prozentpunkte betrüge
es noch 1692,84 Euro. Die Kür-
zung beträgt also 1160,96 Euro.
Mit Streichung des Urlaubsgelds
fehlen weitere 255,65 Euro.
Macht zusammen ein Minus von
1416,61 Euro! Umgerechnet auf
das Jahresgehalt (43 482,41
Euro) bedeutet dies eine Kür-
zung um 3,26%! So greift man
den Beamten, die nicht vom
Tarifrecht geschützt werden,von
Seiten des Arbeitgebers rück-
sichtslos in die Taschen.

Die Rechnung aus Sicht der
Wirtschaftswissenschaftler:
Dem Einzelhandel werden an
dem für ihn wichtigen Weih-
nachtsgeschäft durch die Kür-
zung bei den Beamten ca. 150
Millionen Euro an Kaufkraft
entzogen.Der Tarifvertrag über
die Sonderzahlungen für Ange-
stellte und Arbeiter wurde von
den Arbeitgebern bereits auf-
gekündigt.Man wolle (im Sinne
der Neudefinition von Gerech-
tigkeit) die gleichen Kürzungen
auch bei den Tariflern durch-
setzen. Dies würde dem Bin-
nenmarkt weitere Kaufkraft
entziehen.

Weihnachts- und Urlaubsgeld nicht antasten!
GdP will Anhörung im Parlament

Unsere Forderungen sind klar:
– Wir wollen eine Anhörung

im  Parlament durchsetzen.
– Wir wollen keine weiteren

Kürzungen!
– Wir wollen ein einheitliches

Personalrecht für alle Be-
schäftigten des öffentlichen
Dienstes!

– Wir wollen die Absicherung
unserer Arbeitsbedingungen,
wie sie im Tarifrecht gelten!

– Wir wollen volle Verhand-
lungs- und Streikrechte! 
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Wut und Frust an der Basis,
Auszug aus Zuschriften

„. . . Wo sind unsere
Rechte in diesem
Rechtsstaat, den wir
täglich durch unsere
Arbeit aufrecht-
erhalten . . .“

„. . . Liebe Kollegen,
ich bin bestimmt keiner,
der so leicht den Kopf in
den Sand steckt, aber
ich bin zutiefst von un-
serem Dienstherrn ent-
täuscht. Das Dienst- und
Treueverhältnis ist zur
Einbahnstraße verkom-
men und wir beziehen
noch Prügel dafür, dass
wir rund um die Uhr die
Sicherheit gewährleisten
und uns für diesen

Rechtsstaat beschimpfen
und verprügeln lassen.
Und jetzt sollen wir zum
Dank für unseren Einsatz
auch noch Verluste beim
Weihnachtsgeld hinneh-
men . . .“

„. . . Ich habe mir für
meine neue Lebenspart-
nerin und meine fünf Kin-
der ein Haus gekauft und
(. . .) jeder Euro zählt.
Sag doch mal der Bank,
dass eine Rate nicht
bezahlt würde, weil der
‚Landesvater‘ sich
großzügig aus seinen
Verpflichtungen
stiehlt . . .“

„. . . Zeigt am Ver-
handlungstisch, dass die
Gewerkschaften keine
Abnicker sind, kämpft
mit harten Bandagen für
die Belange eurer Mit-
glieder und wendet um
Gotteswillen diese Un-
heil bringenden Kür-
zungsorgien ab. Ich wün-
sche euch hierfür die
nötige Kraft und  das
Durchsetzungsvermö-
gen . . .“
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Die Politik wird bei den anste-
henden Diskussionen um die
Kürzungen im öffentlichen
Dienst permanent darauf hin-
weisen, dass auch der öffentliche
Dienst an den gewaltigen Spar-
lasten beteiligt werden muss.

Die gewaltigen Einsparmaß-
nahmen der vergangenen 10
Jahre werden dabei allzu gerne
unter den Tisch gekehrt.

Daher zur Erinnerung und als
Argumentationshilfe ein kurzer
Abriss der Einsparmaßnahmen.

Eine vollständige Auflistung
liegt den Vertrauensleuten der
GdP auf den Dienststellen vor.

Besoldung:

– Abkopplung der Besoldungs-
und Versorgungsanpassung
gegenüber den Tarifabschlüssen
in 9 von 11 Jahren.

– Einfrieren des Weihnachts-
geldes ab 1994. Gemessen am
Stand von 1993 hätte das Weih-
nachtsgeld 2003 noch einen Wert
von ca. 84% einer Monatsbesol-
dung.

– 1997 Änderung der Besol-
dungsstruktur – Streckung der
Intervalle für den Aufstieg in die
nächste Dienstaltersstufe.

– 1998 Wegfall der Dynami-
sierung der Polizeizulage, nimmt
an Besoldungserhöhungen nicht
mehr teil.

– 2003 Schaffung einer bun-
desgesetzlichen Öffnungsklausel
zur Beschneidung oder Abschaf-
fung von Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld.

Versorgung:

– Umstellung der Ruhege-
haltsskala 1992, damit Versor-
gungshöchstsatz nach 40 Dienst-
jahren.Wegfall des Anpassungs-
zuschlages und Erhöhungsbetra-
ges.

– Wegfall der Ruhegehalts-
fähigkeit der Polizeizulage, Ein-
führung einer Versorgungsrück-
lage,Erhöhung der Wartefrist von
2 auf 3 Jahre, Einführung eines

Versorgungsabschlages (Versor-
gungsgesetz 1998).

– Absenkung des Versor-
gungshöchstsatzes auf 71,75%,
Senkung der Witwenversorgung
auf 55% (Versorgungsgesetz
2001).

Löhne und Gehälter:

– Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall von 26 Wochen auf 
6 Wochen gekürzt seit 1994. Ein-
frieren des Weihnachtsgeldes.

– Reduzierung der Anlässe für
die Gewährung von Sonderur-
laub § 52 BAT.Analoge Anwen-
dung für die Beamtinnen und
Beamte.

– Wiedereinführung der Eigen-
beteiligung bei der Zusatzver-
sorgung 1,25%.

– Absenkung des Rentenni-
veaus.

– Weitere Anhebung der VBL-
Zulage auf 1,41% im Jahr 2002.

– Im Jahr 2003 wird der Bei-
tragssatz für die Rentenversi-
cherung erhöht. Streichung des
arbeitsfreien Tages. Halbierung
des Unterschiedsbetrages bei
Aufstieg in der Lebensaltersstufe
für 1 Jahr. Einschnitte bei der
Altersversorgung durch die
Berechnung der Startguthaben.

– Beförderungen,Arbeitszeit,
Zahlungen nach Landesrecht

– Streichung der Beförderun-
gen 1997 und 2003.

– Wegfall Fahndungskosten,
Kleidergeld und Reisekosten-
pauschale.

– Wiedereinführung 40-Stun-
den-Woche für Beamtinnen und
Beamte 1997.

– Kürzungen, Einführung von
Zuzahlungen und Kostendämp-
fungspauschale bei der Beihilfe.

– Lebensarbeitszeitverlänge-
rung 61, 63, 65.

– Leistungsverdichtung durch
Personalabbau und Reduzierung
der Einstellungszahlen.

– Wegfall der Jubiläumszu-
wendung als Geldleistung.

– Kürzungen im Bereich der
Altersteilzeit.

HWG

Erste Reaktionen Rotstiftliste
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dp: Welche wesentlichen Ver-
änderungen gab es während Ihrer
Amtszeit bei der ZPT?

Ebling: Bei Amtsübernahme
befand sich die ZPT gerade im
Umbruch von einer Dienststelle
mit ganz überwiegend Wartungs-
und Betriebsaufgaben zu einer
Einrichtung mit klarem Schwer-
punkt bei den konzeptionellen
und Entwicklungsaufgaben.
Diese Neuausrichtung machte es
notwendig,dass sich die ZPT ver-
stärkt zu einem „Dienstleister“
entwickelte. Das bedingte um-
fangreiche aufbau- aber vor allem
ablauforganisatorische Verände-
rungen.

dp: Was bedeutet denn
„Dienstleister“ konkret für die
Kolleginnen und Kollegen „vor
Ort“?

Ebling: Servicegedanke. An-
sprechbar sein. Kritik und Anre-
gungen aufnehmen. Das setzt
zum Beispiel voraus,dass die Pra-
xis so frühzeitig wie möglich ein-
gebunden wird.

Diese „Anwenderbeteiligung“
wird heute in allen Bereichen der
ZPT in den unterschiedlichsten
Formen praktiziert. Das reicht
von (elektronischen) Befra-
gungsaktionen über die Beteili-
gung von Fachberatern und die
frühzeitige Erprobung von Pro-
totypen in den Dienststellen bis
hin zur Information über aktu-
elle Sachstände und Entschei-
dungen (z. B. im Intranet) in ei-
nem Ausmaß, wie es früher bei
der Polizei durchaus nicht immer
selbstverständlich war.

dp: Die technische Ausstattung
der rheinland-pfälzischen Polizei
hat sich in den letzten Jahren
stark verbessert. Haben wir das
der ZPT zu verdanken?

Ebling: – lacht – Na selbstver-
ständlich. Nein, ernsthaft, das
setzt natürlich als erstes mal vor-

aus, dass die politische Weichen-
stellung stimmt und die für die
Projekte notwendigen Haus-
haltsmittel zur Verfügung stehen.
Und da haben wir uns in den letz-
ten Jahren nun wirklich nicht zu
beklagen. Im Bundesvergleich
nehmen wir mittlerweile in fast
allen Technikbereichen einen
Spitzenplatz ein.Das macht schon
stolz. Und ich hoffe, dass wir als
ZPT unser bescheidenes Scherf-
lein beigetragen haben.

dp: Welche Projekte in den
letzten fünf Jahren waren denn
nach Ihrer Ansicht besonders
bemerkenswert?

Ebling: Da gab es zunächst die
Projekte mit Außenwirkung: das
Projekt RIVAR mit vielen Teil-
projekten bei Soft- und Hard-
ware und einem Sachbearbei-
tungssystem, das bundesweit sei-

nesgleichen sucht, die Ablösung
der alten Fernschreiber, die Ein-
führung von Pfefferspray und
Deformationsmunition, die Vi-
deo-Dokumentationsanlage für
die Funkstreifenwagen, die
grün/silbernen und auch zivilen

Funkstreifenwagen, fast schon
vergessen, die umfangreichen
Arbeiten zur Jahr-2000-Umstel-
lung.Dann die Projekte,die ange-
stoßen aber noch nicht abge-
schlossen sind, Diensthunde-
kraftwagen, BAB-Fzge, die Aus-
stattung mit modernen, leichten
Schutzwesten, und noch viele,
viele „kleinere“ Projekte.

Daneben gab es noch die ZPT-
internen Projekte zur Organisa-
tionsentwicklung im Sinne der
Neuausrichtung: die Neuorgani-
sation selbst mit intensiven Betei-
ligungsprozessen auch zu Ge-
schäftsordnung und Geschäfts-
verteilungsplan, das Mitarbeiter-
gespräch, das wir schon einge-
führt hatten, bevor es landesweit
Vorschrift wurde, das tägliche
Briefing, der Pilot zur Arbeits-
zeitflexibilisierung, die Umstel-

lung auf Projektpläne, das Mit-
arbeiterfeedback, bei dem die
Bediensteten den Führungskräf-
ten Rückmeldung zu ihrer
Führungsleistung geben bis hin
zum internen Logo-Wettbe-
werb . . .

dp: Was hat den Menschen
Thomas Ebling am stärksten
beeindruckt? 

Ebling: Die Gestaltungsmög-
lichkeiten und die hoch enga-
gierte und motivierte Mann-
schaft, mit der das Arbeiten ein-
fach nur Spaß gemacht hat.
Großes Kompliment.

dp: Und was bringt die
Zukunft für die ZPT? 

Ebling: Eine Menge Arbeit
z. B.mit dem Digitalfunk,der hof-
fentlich bald kommt. Große
Chancen bei den technischen
Entwicklungen auf dem Gebiet
der Mobility-Komponenten.Aber
erst mal einen neuen Chef, wo
mit dem Kollegen Arno Lentz
eine exzellente Wahl getroffen
wurde.

dp: Wir danken für das
Gespräch und wünschen weiter-
hin viel Erfolg.

LANDESJOURNAL

IM GESPRÄCH

Spitzenteam mit Spitzentechnik
Fünf Jahre lang war Kollege Thomas Ebling Leiter der

Zentralstelle für Polizeitechnik, bevor ihm nun zum 
1. 10. 2003 seine neue Funktion als Verkehrsreferent in
der Polizeiabteilung des Innenministeriums übertragen
wurde. dp hat mit ihm über seine Amtszeit bei der ZPT
gesprochen.

GdP und PSW im
Internet:

http://www.gdp-rp.de
http://www.psw-rp.de

http://www.psw-reisen.de

E-Mail: 

gdp-rheinland-pfalz@gdp-online.de
psw-rp@gdp-online.de

psw-reisen-rp@gdp-online.de

PK aus Hessen sucht aus
dringenden familiären Gründen

Tauschpartnerin/Tauschpartner
aus Rheinland-Pfalz.

Zuschriften unter VDP/AV
610945-1, Pf. 309, 40703 Hilden

Anzeige

Ebling: „Arbeit mit der hochengagierten und motivierten Mannschaft hat
einfach nur Spaß gemacht!“
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Die Personalentwicklung, die
Perspektiven nach der Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit durch
die Landesregierung und bevor-
stehende Kürzungspläne in Bund
und Land standen im Mittelpunkt
der ausführlichen Diskussionen
mit den Kolleginnen und Kolle-
gen in der PI Daun und der PI
Bitburg.

„Die meisten Kolleginnen und
Kollegen merken langsam, wie
so genannte politische Sach-
zwänge ihren Lebensstandard
bedrohen“, sagte Ernst  Schar-
bach. Die Situation der Haus-
halte von Bund, Ländern und
Gemeinden zwinge die Politik
auf allen Ebenen zu Einsparun-
gen. Ursache für diese Entwick-
lung sei der breite gesellschaftli-
che Trend zur Neoliberalisierung.

Er  führe im Rahmen der Glo-
balisierung der Märkte zum Ab-

senken der Staatseinnahmen und
in der Folge zu sinkenden Löh-

nen. Die Politik sei sowohl Täter
als auch Opfer der scheinbar gott-
gewollten Entwicklung.„Im Mit-
telpunkt des politischen und wirt-
schaftlichen Handelns muss wie-
der der Mensch stehen, nicht der
Profit um jeden Preis“, forderte
Scharbach. Dafür müssten sich
die „kleinen Leute“ gewerk-
schaftlich und politisch engagie-
ren. „Deutschland ist nach wie
vor eines der reichsten Länder
der Erde.Aber die Verteilung des
Reichtums gerät immer mehr in
Schieflage.Resignation hilft nicht
weiter – wir müssen für unsere
Interessen aktiv eintreten.“

red

LANDESJOURNAL

GdP VOR ORT

GESPRÄCHE

Viel Optimismus und Leis-
tungsorientierung bei den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern –
so erlebte Wolfgang Fromm in
den ersten Wochen seiner neuen

Tätigkeit sein neues Arbeitsum-
feld. Er wirkt nach der kurzen
Zeit auch in Detailfragen schon
gut orientiert.Kein Wunder,denn
Polizei kennt er in allen Facetten

von der Sachbearbeitung bis zur
Führungsspitze. Er zieht Verglei-
che: Zur Sicherheitslage, die für
die Vorderpfalz vergleichbar mit
der Situation in anderen Regio-
nen des Landes ist. Oder zu den
Personalstrukturproblemen, die
andere Ursachen und Auswir-
kungen haben als er sie bisher in
Trier oder Koblenz erfahren hat.
Die gute Zusammenarbeit mit
der Gewerkschaft oder den Per-
sonalräten muss er nicht extra
betonen, sie ist für ihn gelebte
Selbstverständlichkeit als
langjähriges GdP-Mitglied.

Im Vordergrund des Gesprä-
ches stand die aktuelle Debatte
um die Kriminalitätsentwicklung
und Pläne,den Aufgabenzuschnitt
der Polizei- und Kriminalinspek-
tionen neu zu ordnen. In einer
ersten Bewertung der Grundzüge
des Konzeptes unterstützen die
Polizeipräsidenten das Vorhaben,
weisen aber auch auf erkennbare
Brüche und weiteren Untersu-
chungsbedarf hin.Fromm rechnet
wie die GdP damit, dass Innen-
minister Zuber im Herbst ein

Organisationskonzept präsentie-
ren wird. Er will sich dafür ein-
setzen, dass für die Polizeipräsi-
dien eine größere Flexibilität
beim Organisationsaufbau, den
Arbeitsabläufen und der Aufga-
benzuweisung eingeräumt wird.

Skeptisch sieht die GdP die
Personallage und die weitere Ent-
wicklung sowohl in der Stärke
wie in der Struktur. Die Schich-
ten müssten stärker besetzt sein.
Zunehmend führen die Verwer-
fungen in der Altersstruktur der
Polizistinnen und Polizisten bei
den Dienststellen im Westen des
Landes zu landesweiten Proble-
men beispielsweise im Verset-
zungsverfahren. GdP-Vorsitzen-
der Ernst Scharbach: „Jetzt
kommt zum steigenden Arbeits-
druck auch noch der Stress durch
Einkommenskürzung, Arbeits-
zeitverlängerung und Sozial-
abbau.“ Die GdP-Vertreter
nahmen zum Abschluss des Be-
suches Gelegenheit, sich über 
die Einsatzführung bei den 
Castor-Transporten zu infor-
mieren. TW

Lebensstandard bedroht

Standen Rede und Antwort: Horst Zwank (Kreisgruppe), Josef Schuma-
cher (Bezirksgruppe) und Ernst Scharbach (Landesvorstand).

Auch in seiner neuen Funktion als Polizeipräsident beim
PP Rheinland-Pfalz zeigt sich Wolfgang Fromm als kompe-
tenter und aufgeschlossener Gesprächspartner. Die GdP
erörterte mit dem neuen Polizeichef beim Antrittsbesuch
in Ludwigshafen Personalprobleme, Organisationsfragen
und die Sicherheitslage in der Vorderpfalz.

GdP bei Polizeipräsident Fromm

Scharbach: „Die besonderen Belastungen durch die Castor-Einsätze
berücksichtigen!“ Foto: Grothe
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In DP 9/2003 hatten wir über
einen Einsatz der PI Straßenhaus
berichtet,bei dem sich zwei Strei-
fenwagenbesatzungen mit einem
bewaffneten Täter konfrontiert
sahen, aber nur eine Kollegin
über eine persönliche Schutz-
weste verfügte.

In seinem Antwortschreiben
führt Bruch aus:„Wie Sie wissen,
hat die Landesregierung entschie-
den, alle im operativen Bereich
der Polizei des Landes einge-
setzten Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten mit persönlich
zugewiesenen Schutzwesten aus-
zustatten. An dieser Entschei-
dung, die ein Investitionsvolu-
men von rund 6 Mio. Euro erfor-
dert,hat die Landesregierung bis-

her trotz der angespannten Haus-
haltslage festgehalten.“

Allerdings kritisiert Staatsse-
kretär Bruch auch die Vorge-
hensweise der KollegInnen:

„Den vier Einsatzkräften war
mit der Übermittlung des Ein-
satzauftrages bewusst, dass sie
mit einem bewaffneten Täter
konfrontiert würden. Während
sich die Polizeibeamtin während
der Fahrt ihre Schutzweste
anlegte, haben die drei Polizei-
beamten dieses nach Ankunft am
Objekt nicht getan, obwohl sie
im Kofferraum vier Schutzwes-
ten der Schutzklasse 1 mitführ-
ten. Die Begründung, dass hier-
für keine Zeit verblieb, vermag 
ich nicht nachzuvollziehen,weil es

zu keiner unmittelbaren Kon-
frontation mit dem Täter kam.
Weder aus dem Artikel noch aus
dem Einsatzbericht der PI
Straßenhaus ist ersichtlich,warum
die kurze Zeit zum Öffnen des
Kofferraums und zum Über-
ziehen der Weste nicht zur Ver-
fügung stand.“ 

Bruch weiter: „Unabhängig
von diesen Überlegungen zeigt
der von Ihnen geschilderte Sach-
verhalt deutlich, dass Schutzwes-
ten selbst dann nicht angelegt
werden, wenn ein konkreter
bewaffneter Angriff zu befürch-
ten ist. Ich stelle mir daher die
Frage, wie – nur drei Jahre nach
der tragischen Häufung von töd-
lichen Angriffen auf Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamte –
die ausgelieferten Westen in all-
täglichen Situationen, in denen
keine Gefahr prognostiziert wer-
den kann, tatsächlich getragen
werden. Hierzu werde ich die
Dienststellen bitten, ihre Erfah-
rungen mitzuteilen.“

GdP Landesvorsitzender
Scharbach sieht kein Erforder-
nis, eine Trageverpflichtung für
die Westen einzuführen. „Das
muss den Kolleginnen und Kol-
legen vor Ort überlassen blei-
ben.“ Die Entscheidung zur Ein-
führung der persönlichen Schutz-
westen wird von allen uneinge-
schränkt begrüßt. Gerade weil
die Kollegen dies so positiv sehen,
wird ja auch die rasche Umset-
zung der Beschaffung gefordert.
Im Übrigen ist sich die GdP mit
dem Ministerium einig, dass für
den Schutz der Kollegen auch der
persönlich zu verantwortenden
Eigensicherung größeres Gewicht
beigemessen werden muss. Die
Kritik am Einsatzverhalten bei
der PI Straßenhaus teilt die GdP
aber nicht. Scharbach: „Hinter-
her ist man immer schlauer. Man
muss aber auch den Zeit- und
Entscheidungsdruck berücksich-
tigen, den eine solche Lage mit
sich bringt.“

red
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SCHUTZWESTEN

DER PFLEGEFALL

„Die Landesregierung wird das begonnene Programm
zur Ausstattung mit persönlich zugewiesenen Schutzwes-
ten auch im Jahr 2004 fortführen“, lautet die Antwort des
Innenstaatssekretärs Karl Peter Bruch auf die Nachfrage
der GdP, ob die Beschaffung der Schutzwesten beschleu-
nigt werden könne.

Niemand kann es ausschließen, niemand denkt gern
daran: Was ist, wenn ich ins Pflegeheim muss? Wie sieht
das mit der Beihilfe aus? Was zahlt die private Pflegever-
sicherung? Wie das folgende Beispiel zeigt, könnte eine
Zusatzversicherung wichtig sein.

Die Beihilfe übernimmt 70%
vom Höchstpflegesatz,der derzeit
bei 1432,– € monatlich bei Pfle-
gestufe 3 liegt. Da der tatsächli-
che Pflegesatz in vielen Einrich-
tungen bei 80,– € pro Tag liegt,
übernimmt die Beihilfe, von dem
den Höchstpflegesatz über-
schreitenden Betrag, noch ein-
mal 70%. Die private Pflegever-
sicherung übernimmt 30% der
Kosten vom Pflegehöchstsatz
1432,– €. Ist kein Zusatztarif
abgeschlossen bleiben die über-
steigenden Kosten zwischen Pfle-

Urlaubsreif?
Günstiger verreisen mit

PSW-Reisen 
Rheinland-Pfalz GmbH

0 61 31 – 9 60 09 23

Anzeige

Beschaffungsmodus bleibt

Ein böses Erwachen gehöchstsatz und tatsächlichem
Pflegesatz beim Versicherten.
Hinzu kommen die Unterbrin-
gungs- und Verpflegungskosten.
Hier zahlt die Beihilfe nur dann
zu, wenn der Betrag der zumut-
baren Eigenbeteiligung über-
schritten wird. Die private Pfle-
geversicherung zahlt nichts zu.

Beispiel:

Anrechenbare Einkünfte aus Versorgung und Rente der Ehefrau 2500,–
Pflegesatz 80,– pro Tag 2400,–
Beihilfe 70% aus 2400,– 1680,–
Private Pflegeversicherung 30% aus Höchstpflegesatz 1432,– 429,60
Kosten für Unterkunft und Verpflegung im Monat 890,–
Zumutbare Eigenbeteiligung 40% der anrechenbaren Einkünfte 
abzüglich eines Betrages von 357,90 856,84 
Da der Betrag der Kosten für Unterkunft und Verpflegung in Höhe
von 890,–, den Betrag der zumutbaren Eigenbeteiligung in Höhe
von 856,84 um 33,16 übersteigt, werden diese 33,16 von der Beihilfestelle
erstattet. Die private Pflegeversicherung zahlt, ohne Zusatztarif, keine
Kosten für Unterkunft und Verpflegung.

In unserem Beispiel hat der
Betroffene einen Selbstbetrag
von

1147,20
zu tragen.

Es ist daher dringend zu emp-
fehlen, rechtzeitig bei den priva-
ten Krankenversicherern zu
erfragen, ob es Zusatztarife gibt
und was diese kosten. HWG
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Der HPRP hat grundsätzlich
der Einführung des Job-Tickets
für das PP Mainz, das LKA und
die ZPT am Sitz des Polizeiprä-
sidiums zugestimmt. Die Rege-
lung würde die Teilnahme weite-
rer Landesdienststellen in die
bestehende Vereinbarung für
mehrere Ministerien eröffnen.
Allerdings haben bisher zwei
Ministerien der Einbeziehung
widersprochen, da sich für deren
Beschäftigte die Parkgebühr er-
höhen würde. Ob damit das Pro-
jekt der Staatssekretärkonferenz
scheitert, ist noch nicht abzuse-
hen. Sollte dies der Fall sein,
könnte das Präsidium eine eigen-
ständige Vereinbarung mit den
Verkehrsunternehmen treffen.
Immerhin haben bei einer
Umfrage 2/3 der Beschäftigten
FÜR das Job-Ticket gestimmt.

Der HPRP stimmte der Neu-
fassung der Ausschreibung für
die Aufstiegsausbildung (ASA)
zu. Da sich die Zahl der mögli-

chen Bewerber zum ASA nicht
mehr vergrößert, wird nunmehr
für zwei Jahre ausgeschrieben –

und auch nur noch einmal für
zwei Jahre beurteilt. Das ISM
kommt damit dem Wunsch der
Behörden nach Verringerung der

Beurteilungsverfahren entgegen.
Ferner erhöht sich die Planungs-
sicherheit für die Kollegen und

ihre Familien, die sich so besser
auf die Lehrgangszeit einstellen
können. Nicht zuletzt können
auch die Dienststellen die lehr-
gangsbedingte Abwesenheit der
Kollegen besser einstellen. Um
landesweiten Verwerfungen vor-
zubeugen regt der HPRP an, die
Beurteilungsübersichten der
Behörden rechtzeitig vor der
Eröffnung der Beurteilung an das
ISM zu übersenden.

Die VerkehrsdirektionenTrier
und Westpfalz werden aufgelöst
und ihre Aufgabe auf die dortigen
Polizeidirektionen übertragen.
Die VD’en der Rheinschiene sind
von der Neuerung nicht betrof-
fen.

Dieter Kronauer (Arbeiter),
Annemarie Grindel 

(Angestellte),
Ernst Scharbach (Beamte)

LANDESJOURNAL

KURZ BERICHTET AUS DEM HAUPTPERSONALRAT POLIZEI

LESERBRIEF ERSCHEINUNGSBILD

Ich bin Polizeibeamter im
Wechselschichtdienst bei der PI
Neuwied, 35 Jahre alt und Ohr-
ringträger. Aktueller Anlass für
mich, an dieser Stelle meinen
Unmut zu äußern, ist die kürz-
lich vom ISM erlassene Vorschrift
über das äußere Erscheinungs-
bild von Polizeibeamten.Das bis-
herige Auftreten der Polizei in
der Öffentlichkeit bedurfte kei-
ner neuen Regelung.

Schon gar nicht einer Rege-
lung, welche zur Folge hat, dass
Kolleginnen die Tränen in den
Augen stehen, weil sie von ihren
Vorgesetzten ultimativ dazu auf-
gefordert werden, einen klitze-
kleinen Nasenstecker zu entfer-
nen, welcher m. E. nach in keins-
ter Weise dazu geeignet ist, das
Ansehen der Polizei in der
Öffentlichkeit zu schädigen.

Die große Mehrheit der rhein-
land-pfälzischen Polizeibeamten
verrichtet ihren Dienst so, dass
der Bürger keinen Anstoß an de-

ren Äußerem nimmt.Ausnahmen
mag es geben, aber für diese gibt
es ja auch noch Vorgesetzte.

Ich kann mich nicht daran erin-
nern, jemals darauf angesprochen
worden zu sein, dass der Beamte
X einen Ohrring oder die Beam-
tin Y einen Nasenstecker trug.
Beschwerden über Polizeibeamte,
beziehen sich i. d. R. auf deren
polizeiliches Handeln und/oder
deren verbales Auftreten. Ich
finde es lächerlich, wenn man im
Jahre 2003 anhand eines Ohrrin-
ges, eines Nasensteckers oder ei-
nes Lagerfeldzopfes Rückschlüs-
se auf die Leistungsbereitschaft
und/oder das Ansehen eines Poli-
zeibeamten in der Öffentlichkeit
zieht. Es ist auch unsinnig anzu-
nehmen, dass sich die große
Mehrheit der Bürger z. B. daran
stören könnte, dass ein Polizei-
beamter im Außendienst, selbst-
verständlich situationsabhängig,
nicht ständig die Dienstmütze
trägt.

Durch diese neue Regelung,
welche in Teilbereichen m. E.
antiquiert und überflüssig ist,wird
wieder mal dafür gesorgt, dass
die angesichts ständig neuer
Hiobsbotschaften ohnehin schon
mehr als bescheidene Arbeitszu-
friedenheit noch einen zusätzli-
chen Dämpfer erhält.

Vielleicht sollte man sich in
den Reihen unserer Politiker lie-
ber Gedanken darüber machen,
wie man den eigenen, selbst ram-
ponierten Ruf in der Bevölke-
rung wieder halbwegs aufpoliert.
Dort besteht angesichts nicht ein-
gehaltener Wahlversprechen,Par-
teispendenaffären und ausufern-
den Arbeitslosenzahlen  wesent-
lich mehr Handlungsbedarf.

Anzumerken sei in diesem
Zusammenhang noch, dass der
Hauptpersonalrat der rheinland-
pfälzischen Polizei diesem Regel-
werk nicht zugestimmt hat, ob-
wohl das Gegenteil suggeriert
wird.

Und was das Thema Arbeits-
klima und -zufriedenheit angeht,
braucht mir niemand mit den
Argumenten einer ach so moder-
nen Sachausstattung und irgend-
welchen Leitbildern zu kommen.
Es ist nicht die Technik, welche
das Arbeitsklima entscheidend
beeinflusst. Und auch kein Leit-
bild, solange es von manchen
Leuten mit Füßen getreten wird.

Es ist der tägliche, kollegiale
und vor allem menschliche Um-
gang miteinander,von oben nach
unten, von unten nach oben, von
Schicht zu Schicht, von K zu S
und umgekehrt. Hier sollte sich
jeder einzelne, unabhängig von
Dienstgrad und Funktion, mal so
seine Gedanken machen. Dann
klappt’s auch mit dem Bürger.
Zopf hin oder her.

André Volk, PI Neuwied

ASA-Zulassung jetzt für zwei Jahre

Zopf hin oder her
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Entdecken Sie die
Signum Class.

Entdecken Sie eine neue auto-
mobile Klasse. Die perfekte
Synthese von Form und 
Funktion. Freuen Sie sich auf
einzigartiges Design, revolu-
tionäre Flexibilität und außer-
gewöhnliche Dynamik.

Der Opel Meriva bringt mehr 
Flexibilität in Ihr Leben.

Erleben Sie ein innovatives Auto-
mobil, das mit seinem FlexSpace-
Konzept revolutionäre Innenraum-
flexibilität bietet. Mit seiner
umfangreichen Serienausstattung
und zahlreichen intelligenten
Details schafft der Opel Meriva viel
Freiraum für viel Individualität.

Der Opel Signum

Der Opel Meriva

Anzeige

Für diese und weitere Opel-Neufahrzeuge
erhalten unsere GdP-Mitglieder

super Konditionen beim
Telefon: 0 61 31/9 60 09-20
http://www.psw-rp.de    psw-rp@gdp-online.de
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GdP-Grundseminar
19. bis 21. November 2003

Auswirkungen der repräsentativen Demokratie und Mitwirkung der Gewerkschaft beim Ausbau des demokratischen Rechtsstaates
Zielgruppe: Interessierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Polizei Rheinland-Pfalz, die sich mit der Tradition und den Zukunfts-
aufgaben der Gewerkschaften in unserem demokratischen System auseinandersetzen wollen.
Ort: Hotel Lindenhof, Wittlich

Ansprechpartner-Seminar 
der JUNGEN GRUPPE in der GdP

20. und 21. Oktober 2003
Hallo, ihr jungen Leute in der Polizei! Ihr findet einiges auf eurer Dienststelle und innerhalb der Polizei verbesserungswürdig? Ihr wollt
euch engagieren und trotzdem nicht in Arbeit ersticken? Ihr wollt eure Zukunft selbst in die Hand nehmen? Dann ist das das richtige
Seminar für euch! Wir zeigen, wie ihr gewerkschaftlich organisiert arbeitet und trotzdem jede Menge Spaß dabei habt. Nicht möglich?
Wohl!
Ort: Hotel Peifer, Brodenbach

GdP-Seminar „Frauen in der Polizei“
13. und 14. Oktober 2003

Erfahrungen und Konflikte im Berufsalltag 
Häusliche Gewalt im Fokus

Bestandsaufnahme: Gleichstellungsarbeit bei der Polizei
Zielgruppe: Interessierte Mitarbeiterinnen der Polizei Rheinland-Pfalz, die ihre Erfahrungen aus dem Berufsalltag diskutieren und sich
über Rechtsvorhaben beim Thema Häusliche Gewalt und über Gleichstellungspolitik informieren wollen.
Ort: Hotel Peifer, Brodenbach

GdP-Kriposeminar
Kriminalitätsentwicklung
23. und 24. Oktober 2003

Demographie und Kriminalitätsentwicklung
In den nächsten Jahrzehnten wird sich unsere Gesellschaft erheblich wandeln. Die Zahl der Einwohner sinkt insbesondere in den Städ-
ten. Der Altersaufbau wird sich erheblich verändern: Es wird sehr viel mehr ältere Menschen geben. Migration wird zunehmen. Das hat
Auswirkungen auf die Kriminalitätsentwicklung und die Arbeit der Polizei.
Zielgruppe: Interessierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Polizei Rheinland-Pfalz.
Ort: Hotel Peifer, Brodenbach

Sonderurlaub: Nach § 26 UrLVO oder Tarifrecht möglich
Kosten: Die GdP zahlt Unterbringung und Verpflegung, Reisekosten werden erstattet.
Bewerbung: Begrenzte Zahl von Teilnehmerplätzen! Deshalb Bewerbung sofort an:

Gewerkschaft der Polizei, Nikolaus-Kopernikus-Straße 15, 55129 Mainz.
Telefon: 0 61 31/96 00 90, Fax: 0 61 31/9 60 09 99, E-Mail: gdp-rheinland-pfalz@gdp-online.de 
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SEMINARE

RUHESTANDSVERSETZUNGEN WIR TRAUERN UM
Wegner Bodo,
PP Westpfalz, Aug. 03
Thomas Hans Jürgen,
Bepo Wengerohr, Aug. 03
Morgenschweis Rolf,
Wasserschutzpolizei, Aug. 03
Drumm Hermann,
PP Westpfalz, Aug. 03
Duepre Paul,
PD Trier, Aug. 03
Hermschulte Rainer,
Landeskriminalamt, Aug. 03
Färcher Erwin,
Vorderpfalz, Sept. 03
Raquet Heinrich,
PD Pirmasens, Sept. 03
Schnöll Erich,
PP/PD Mainz, Sept. 03
Kühn Gert,
PP Westpfalz, Sept. 03
Groh, Gabriele,

PP/PD Mainz, Sept. 03
Weber Günter,
PP/PD Koblenz, Sept. 03
Schultheiss Wilhelm,
PD Kaiserslautern, Sept. 03
Lepies Wolfgang,
Vorderpfalz, Sept. 03
Manfred Mang,
Ww/Rhein-Lahn, Sept. 03
Kailing Karin,
PP/PD Koblenz, Aug. 03

Helmut Wahner,
Südpfalz, 78 Jahre
Walter Ickler,
PD NW/Altenkirchen,
86 Jahre
Hans Hunz, PP/PD
Koblenz, 89 Jahre
Reinhard Schuwerack,
Wasserschutzpolizei,
39 Jahre
Günther Block,
PD Pirmasens, 49 Jahre
Carola Dauer, PP/PD
Koblenz, 87 Jahre
Otto Fritz Mann,
Ww/Rhein-Lahn, 91 Jahre

Edith Schreieck,
Ww/Rhein-Lahn, 79 Jahre
Albert Quirmbach,
PP/PD Mainz, 54 Jahre
Walter Nonn,
PD Mayen, 83 Jahre
Heinrich Fialik,
Vorderpfalz, 76 Jahre
Willi Nikolaus,
PD Pirmasens, 75 Jahre
Johann Barden,
PP/PD Mainz, 83 Jahre
Herbert Ohlert,
PD Trier, 80 Jahre
Hedwig Blum,
PD Pirmasens, 93 Jahre

Wir werden ihnen ein ehrendes Andenken bewahren.
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